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Einleitung

Die Vergabe von öffentlichen Aufträgen erfordert auf
Grund einer komplexen Rechtslage zum Teil lang an-
dauernde, aufwändige und komplizierte Vergabever-
fahren. Um jährliche öffentliche Ausgaben von etwa
300 Mrd. Euro zu beschleunigen, beschloss die Bun-
desregierung im Koalitionsvertrag von 2006 das Ver-
gaberecht im bestehenden System zu verschlanken und
zu vereinheitlichen. Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie beauftragte die Unternehmens-
beratung Rambøll Management GmbH, das Institut für
Mittelstandsforschung Bonn (IfM) und die Anwalts-
kanzlei Leinemann und Partner, sämtliche ablaufen-
den Prozesse und die dadurch entstehenden Kosten
bei der Vergabe öffentlicher Aufträge zu ermitteln.
Neben der Berechnung der Verfahrenskosten für die
Wirtschaft standen auch, als eines der ersten Projekte
überhaupt, die Kosten auf Seiten der Vergabestellen
im Fokus der Untersuchung. Außerdem sollten Ver-
einfachungsvorschläge aus Sicht der Betroffenen eru-
iert sowie die Auswirkungen von Novellierungsvorschlä-
gen erfasst werden.

Prof. Frank Wallau, IfM Bonn/Jörn Fieseler, IfM Bonn /
Robert Kröber, Rambøll Management

Kosten der Prozesse öffentlicher Auftragsvergabe
Die Studie basiert auf dem international zur Messung
von Bürokratiekosten genutzten Standardkosten-
Modell (SKM). Mit diesem Modell werden die Kosten-
faktoren für die Befolgung gesetzlicher Pflichten zur
Erhebung, Dokumentation und Übermittlung von Infor-
mationen (Informationspflichten) erhoben. Entgegen
der Beschränkung des Modells auf gesetzlich vorge-
schriebene Informationspflichten wurden im Rahmen
dieser Studie die vollständigen Verfahrensschritte bei der
Vergabe öffentlicher Aufträge betrachtet. Somit wurden
auch die Prozessschritte erfasst, die keiner gesetzlichen
Informationspflicht entsprechen, wie bspw. die Recher-
che nach Ausschreibungen. Im Gegenzug wurde auf
eine detaillierte Aufschlüsselung der im SKM angewende-
ten sogenannten Standardaktivitäten1 verzichtet. Nach
der Identifikation der gesetzlichen Informations- und
Vollzugspflichten wurde eine Prozessanalyse durchge-
führt, um den gesamten Verfahrensverlauf abbilden
zu können. Am Ende dieser Untersuchung standen zwei
Basisprozesse für Bewerber und Auftraggeber, anhand
derer der Verfahrensverlauf für jede Vergabeart darge-
stellt werden kann. Der Prozess auf Seiten der Vergabe-
stellen ist in folgender Grafik beispielhaft aufgeführt.

 1 Standardaktivitäten sind eindeutig definierte Verwaltungstätigkeiten zur Erfüllung von gesetzlichen Informationspflichten, bspw. das
Ausfüllen eines Formblattes oder das Kopieren von Unterlagen.
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Quelle: IfM Bonn und Rambøll Management
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Abb. 1: Verfahrensverlauf im Vergabeverfahren – Basisprozess für Vergabestellen.
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BAmT: Beschränkte Ausschreibung mit TNW
BAoT: Beschränkte Ausschreibung ohne TNW
FmT: Freihändige Vergabe mit TNW

FoT: Freihändige Vergabe ohne TNW
NV: Nichtoffenes Verfahren
ÖA: Öffentliche Ausschreibung

OV: Offenes Verfahren
VmT: Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb (TNW)
VoT: Verhandlungsverfahren ohne TNW
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Darauf aufbauend wurden
sämtliche Kostenfaktoren, Per-
sonalkosten und zusätzliche
Kosten (bspw. Gebühren oder
Porto), mit über 100 Experten
in Workshops, persönlichen
und telefonischen Interviews
erhoben und für jeden Verfah-
rensschritt multipliziert. Zur
Ermittlung der gesamtvolks-
wirtschaftlichen Kosten wurden
die Kosten je Verfahrensschritt
mit der Fallzahl pro Jahr hoch-
gerechnet.

Gleichzeitig wurden in diesen
Interviews Problemfelder iden-
tifiziert und Vereinfachungs-
vorschläge gesammelt, mit
deren Hilfe 30 Reformvorschläge entwickelt werden
konnten. Zur Ermittlung der Kostenveränderungen die-
ser Vorschläge wurde ähnlich verfahren wie bei der
Berechnung der tatsächlichen Verfahrenskosten.
Darüber hinaus wurden die Auswirkungen dieser Vor-
schläge auf verschiedene Dimensionen wie etwa die
Wirtschaftlichkeit oder die Rechtssicherheit bewertet.

Ergebnisse der Kostenmessung

Der maßgebliche Kostentreiber bei der Vergabe öffent-
licher Aufträge liegt in der angenommenen Anzahl von
rund 2,4 Mio. Vergabeverfahren in Deutschland pro
Jahr. Insgesamt gibt es zehn verschiedene Verfahrens-
arten. Wann welche Verfahrensart zur Anwendung
kommt, ist in den sogenannten Verdingungsordnun-
gen für Bauleistungen (VOB/A), für Liefer- und Dienst-
leistungen (VOL/A) und für freiberufliche Leistungen
(VOF) geregelt. Dabei wird zwischen nationalen und
europaweiten Verfahren unterschieden. Wann ein Ver-
fahren national oder europaweit veröffentlicht werden
muss, hängt von definierten Schwellenwerten ab. Im
Bereich der VOL/A beträgt dieser Schwellenwert ak-
tuell 206.000 Euro. Vorrangig hat die öffentliche
Beschaffung über eine öffentliche Ausschreibung
 bzw. ein offenes Verfahren zu erfolgen. Nur wenn be-
stimmte Ausnahmetatbestände vorliegen, darf von die-
ser Verfahrensart abgewichen werden. Tabelle 1 (s.
oben) gibt einen vereinfachten Überblick der mögli-
chen Vergabeverfahren und die durchschnittlichen
Verfahrenskosten.

Die durchschnittlichen Verfahrenskosten belaufen sich
auf 7.870 Euro für alle Beteiligten. Das teuerste Ver-
fahren ist dabei das Verhandlungsverfahren nach vor-
heriger öffentlicher Bekanntmachung mit insgesamt

9.347 Euro. Das günstigste Verfahren ist die freihän-
dige Vergabe ohne Teilnahmewettbewerb mit 4.651
Euro für Unternehmen und Vergabestellen. Die unter-
schiedlich hohen Kosten für beide Verfahren, die
jeweils als Ausnahme der Ausnahme gelten, liegen in
der rechtlichen Ausgestaltung der Verfahren begrün-
det. Während die freihändige Vergabe ohne förmliches
Verfahren durchgeführt werden kann, bestehen für das
Verhandlungsverfahren detailliertere Vorgaben. Bei der
öffentlichen Ausschreibung, dem offenen Verfahren,
entstehen durchschnittliche Kosten von 8.447 Euro.
Diese Kosten ergeben sich vor allem durch die Anzahl
der beteiligten Bieter, da bei diesem Verfahren jeder
Interessierte ein Angebot abgeben kann. Im Schnitt
gehen, nach der Untersuchung, bei einer öffentlichen
Ausschreibung acht Angebote ein. Bei freihändigen
Vergaben werden durchschnittlich vier bis fünf Unter-
nehmen zur Angebotsabgabe aufgefordert.

Trotz des Vorrangs der öffentlichen Ausschreibung
kommt dieses Verfahren in der Praxis nur in neun Pro-
zent der Fälle zur Anwendung. Der Hauptteil der
Beschaffungen, 65 Prozent aller Verfahren, erfolgt
durch freihändige Vergaben. Dieser hohe Prozentsatz
ergibt sich zum einen durch die bereits genannten
Ausnahmetatbestände, wie bspw. die Geheimhaltung
bei der Beschaffung von Rüstungsgütern. Zum ande-
ren bestehen auf Landesebene Vergabegesetze, in de-
nen für die Anwendung der freihändigen Vergabe fes-
te Wertgrenzen definiert sind. Aufträge unterhalb dieser
Wertgrenzen, die von 7.500 Euro bis zu 30.000 Euro
reichen, können freihändig vergeben werden. Ins-
gesamt belaufen sich die Verfahrenskosten für die
Vergabe öffentlicher Aufträge pro Jahr auf insgesamt
19 Mrd. Euro. Der maßgebliche Kostenanteil entfällt
auf den Regelungsbereich der VOL/A (s. Tab. 2, S. 11).

Tabelle 1: Übersicht der möglichen Vergabeverfahren.
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Auf die sich um öffentliche Aufträge bewerbenden Un-
ternehmen entfallen 10,2 Mrd. Euro. Nach der Ange-
botslegung (4,4 Mrd. Euro) sind die Recherche nach
Ausschreibungen (2 Mrd. Euro), die Auswertung der
Vergabeunterlagen (1,7 Mrd. Euro) sowie die Prüfung
und Sammlung von Eignungsnachweisen (1 Mrd. Euro)
die kostenintensivsten Blöcke2. Die Durchführung der
Vergabeverfahren verursacht auf Seiten der öffentli-
chen Hand Kosten in Höhe von 8,8 Mrd. Euro. Hier
sind die Erstellung der Vergabeunterlagen (1,7 Mrd.
Euro), die Auswahl eines Angebotes durch Prüfung und
Wertung (1,5 Mrd. Euro), die Aufforderung zur Ange-
botsabgabe (886 Mio. Euro), die Durchführung von
Verhandlungen (659 Mio. Euro) sowie die Durchfüh-
rung von Eignungsprüfungen (454 Mio. Euro) die teu-
ersten Verfahrensschritte.

Einsparpotenziale von Novellierungsvorschlägen

Da ein Großteil der Verfahrenskosten auf den Rege-
lungsbereich der VOL/A entfallen, wurden in der zwei-
ten Phase des Projektes insgesamt 30 Reformvorschlä-
ge für diese Verdingungsordnung zusammen mit dem
Auftraggeber entwickelt und in Hinblick auf Verände-
rungen in den prozessualen Kosten untersucht. Darüber
hinaus wurden diese Vorschläge auch von den Betrof-
fenen mit Blick auf die Vergaberechtsgrundsätze Wirt-
schaftlichkeit, Gleichbehandlung, Transparenz und
Wettbewerb sowie auf die Wirkungsdimensionen
Rechtssicherheit und Durchlaufzeiten bewertet. Damit
wurden die Auswirkungen der Vorschläge transparen-
ter und zusätzliche Informationen für weitere Diskus-
sionen bereitgestellt.

19 Vorschläge wurden von den Befragten sowohl auf
öffentlicher Seite als auch auf Seiten der Wirtschaft
als positiv eingeschätzt. Lediglich bei drei Vereinfa-
chungsvorschlägen wurden die Auswirkungen von bei-
den Seiten negativ beurteilt. Darüber hinaus beinhal-
ten eine Vielzahl der untersuchten Maßnahmen ein
Entlastungspotenzial sowohl für Unternehmen als auch
für Vergabestellen. Sogenannte Verschiebebahnhöfe,
bei denen der bürokratische Aufwand von einer Seite
zur anderen verschoben wird, sind die Ausnahme. Ta-
belle 3 (S.12) verdeutlicht das Einsparpotenzial der
Novellierungsvorschläge im Bereich der VOL/A.

Von den 19 positiv bewerteten
Vorschlägen bieten vor allem or-
ganisatorische Maßnahmen, wie
die Stärkung der e-Vergabe und
die Nutzung von elektronischen
Formularen oder eine zentrale
Veröffentlichung aller Bekannt-

machungen das größte Reduktionspotenzial. Aber auch
mit einer Begründungspflicht von behördlichen Nach-
weisen sowie der Einführung einer Bagatellgrenze für
Direkteinkäufe lassen sich die Verfahrenskosten be-
trächtlich senken. Im Folgenden wird auf die vier Vor-
schläge mit dem größten Entlastungspotenzial genau-
er eingegangen.

Elektronische Vergabe ermöglicht Entlastungen
von einer Mrd. Euro

Das größte Entlastungspotenzial bietet die Nutzung
von E-Government. Bisher wird dieses Medium haupt-
sächlich zur Informationsbereitstellung genutzt, eine
elektronische Abwicklung eines Vergabeverfahrens
(e-Vergabe) ist nur in etwa zehn Prozent der Fälle mög-
lich. Durch die Einführung eines vollständigen Verga-
bemanagementsystems (Vorschlag 8a) in Verbindung
mit elektronisch ausfüllbaren, einheitlichen Formula-
ren (Vorschlag 9) können somit etwa zwei Mrd. Euro
an Verfahrenskosten bei Auftragnehmern und -gebern
eingespart werden. Während für Unternehmen vor al-
lem Vorschlag 9 Einspareffekte von circa 650 Mio.
Euro ermöglicht, beinhaltet die Einführung eines Ver-
gabemanagementsystems (Vorschlag 8a) auf Unterneh-
mensseite ein Einsparpotenzial von rund 316 Mio.
Euro. Demgegenüber lassen sich mit der Nutzung
einer solchen Software die Verfahrenskosten bei den
Vergabestellen um etwa eine Mrd. Euro reduzieren.
Allerdings wurden bei dieser Berechnung die dafür
notwendigen Investitionskosten nicht weiter berück-
sichtigt. Diskussionsbedarf besteht bei der Frage,
ob im Zuge der Nutzung einer Vergabesoftware An-
gebote weiterhin in Papierform abgegeben werden
können. Bei einer Beibehaltung dieser Form der An-
gebotsabgabe (Vorschlag 8b) reduziert sich das Ent-
lastungspotenzial für Auftraggeber und Bieter um etwa
350 Mio. Euro.

Verbindliche Veröffentlichung auf einer Platt-
form vereinfacht Suche nach Ausschreibungen

Ein weiterer Kostentreiber bei der Bewerbung um öf-
fentliche Aufträge ist die Recherche nach Ausschrei-
bungen. Die Veröffentlichung von Ausschreibungen
kann in unterschiedlichen Medien wie Staatsanzeiger,

Tabelle 2: Verteilung der Kosten auf die drei Verdingungsordnungen.

 2 Unterteilt nach den in der Prozessanalyse abgestimmten Verfahrenselementen.
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Tabelle 3: Novellierungsvorschläge und ihr Einsparpotenzial im Bereich der VOL/A.
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Tages- oder Fachzeitungen, im Internet bei Vergabe-
plattformen oder auf behördeneigenen Seiten erfolgen.
Für sich um öffentliche Aufträge bemühende Unter-
nehmen bedeutet allein die Sichtung der verschiede-
nen Medien einen nicht zu unterschätzenden Aufwand.

Aus diesem Grund beinhaltet Vorschlag 12, die Ver-
öffentlichung von Ausschreibungen auf einer einheitli-
chen Plattform zu fördern, auszubauen und verbindlich
zu machen. Damit ließen sich die Verfahrenskosten für
Unternehmen um mehr als 800 Mio. Euro reduzieren.
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Zahl der Vergabeverfahren durch Möglichkeit
des Direkteinkaufes reduzieren

Prinzipiell ist das Vergaberecht ab dem ersten Euro
anzuwenden. Hier stellt sich jedoch die Frage, ob bei
Beschaffungen mit einem recht geringen Auftragswert
die Wirtschaftlichkeit des Einkaufes gegeben ist, wenn
dafür ein Verfahren durchgeführt werden muss, des-
sen Kosten den Auftragswert um ein Vielfaches über-
treffen. Im Rahmen der Fallzahlenerhebung wurde
nicht nur ermittelt, wie häufig welche Verfahrensart
zur Anwendung kommt, sondern es wurde auch ge-
fragt, in wie vielen Fällen weniger als 500 Euro ver-
ausgabt wurden. Insgesamt werden bei circa 36 Pro-
zent der öffentlichen Aufträge im Bereich der VOL/A
Kleinstbeschaffungen mittels eines freihändigen Ver-
gabeverfahrens unterhalb dieser Wertgrenze getätigt.
Vorschlag 10 beinhaltet deshalb die Festschreibung
einer Bagatellgrenze von 500 Euro in der VOL/A, die
es ermöglicht, bei Beschaffungen unterhalb dieser
Grenze auf die freihändige Vergabe zu verzichten und
stattdessen den Direkteinkauf zu ermöglichen. Dadurch
könnten die Verfahrenskosten um 655 Mio. Euro ver-
ringert werden. Durch diese Optimierung des öffentli-
chen Einkaufes, könnten die Vergabestellen um bis zu
315 Mio. Euro entlastet werden. Gleichzeitig könnten
durch die Reduzierung der freihändigen Vergaben Ver-
fahrenskosten in Höhe von bis zu 340 Mio. Euro auf
Seiten der Wirtschaft eingespart werden.

Unternehmen generell als finanziell leistungsfä-
hig und zuverlässig anerkennen

Einer der aufwendigsten Prozessschritte in einem Ver-
gabeverfahren ist die Erbringung und Prüfung von Eig-
nungsnachweisen. Hierzu zählen die Identifikation der
geforderten Nachweise in den Bekanntmachungsun-
terlagen sowie die stetige Aktualisierung von zeitlich
befristeten behördlichen Nachweisen und Referenz-
listen seitens der Unternehmen. Das Fehlen eines
Nachweises führt zum Ausschluss des Unternehmens,
unabhängig vom Angebot. Auf Seiten der Vergabestel-
len ist zudem nicht nur die Eignung anhand der Nach-
weise zu überprüfen, sondern auch, ob formale Anfor-
derungen erfüllt wurden, wie bspw. das Vorliegen eines
Nachweises in Originalform und nicht in Kopie. Das
Entscheidende ist jedoch die Vielzahl der Nachweise,
die stellenweise aus einem erhöhten Sicherheitsden-
ken heraus gefordert werden. Eine Reduzierung der
Menge von Eignungsnachweisen könnte erreicht wer-

den, indem von der finanziellen Leistungsfähigkeit und
Zuverlässigkeit des bewerbenden Unternehmens grund-
sätzlich ausgegangen wird (Vorschlag 15a). Dadurch
könnten  die Verfahrenskosten um etwa 192 Mio. Euro
reduziert werden. Dies käme in erster Linie den Verga-
bestellen zugute, deren Entlastungspotenzial mit 132
Mio. Euro doppelt so hoch ausfällt, wie das der Unter-
nehmen mit 59,7 Mio. Euro.

Zusammenfassung und Ausblick

Im Rahmen dieser Untersuchung konnten standardi-
sierte Prozesskosten nicht nur für die Wirtschaft, son-
dern auch auf Seiten der Vergabestellen ermittelt wer-
den. Im Vergleich zum jährlichen Vergabevolumen von
300 Mrd. Euro sind die Verfahrenskosten für die Ver-
gabe öffentlicher Aufträge von 19 Mrd. Euro (6 % des
Vergabevolumens) zwar nicht unverhältnismäßig hoch,
volkswirtschaftlich gesehen sind diese Kosten aber
nicht unerheblich. Die Studie zeigt, dass diese Kos-
ten durch die Umsetzung von organisatorischen Maß-
nahmen um etwa 20 Prozent weiter gesenkt werden
können. Die in der Studie untersuchten Reformvor-
schläge sind zum Teil Gegenstand der Diskussionen
im Deutschen Vergabeausschuss für Leistungen
(DVAL). Innerhalb dieses Gremiums wird derzeit über
eine Neufassung der VOL/A diskutiert. Geplant ist, mit
Ende der laufenden Legislaturperiode das Reformvor-
haben abzuschließen.
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